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ZEITGESPRÄCH

Ist regionale Strukturpolitik 
sinnvoll?

Trotz langjähriger regionalpolitischer Aristrengungen bestehen in der Bundesrepublik 
gravierende regionale Beschäftigungs- und Strukturprobleme. Hat die Regionalpolitik versagt? 

Ist regionale Strukturpolitik überhaupt sinnvoll?

Paul Klemmer

Die Regionalpolitik nicht überfordern!

Die Regionalpolitik' als dritter 
Hauptpteiler neben der sekto

ralen und betriebsgrößenbezoge
nen Strukturpolitik rückt wieder in 
den Mittelpunkt der wirtschaftspoliti
schen Diskussion. Die verschiede
nen Stellungnahmen schwanken 
hierbei zwischen kategorischer Ab
lehnung und euphorischer Beja
hung. Für die einen ist Regionalpoli
tik eine Chance zur Überwindung 
der stark erhaltungsorientierten 
Sektoralpolitik bzw. zur Lösung gra
vierender regionaler Beschäfti
gungsprobleme, für die anderen ist 
sie hingegen häufig ein ordnungs
politischer Sündenfall, der sich mit 
angeblich hoher Ineffizienz des In- 
strumentensatzes verbindet.

Die Gründe für das verstärkte In
teresse an der Regionalpolitik sind 
vielfältiger Art. Da ist einmal die 
Kommission der Europäischen Ge
meinschaften, die große Hoffnun
gen auf die Regionalpolitik setzt, im

mer mehr strukturpolitische Kompe
tenzen an sich zieht und sich zuneh
mend über die gemeinschaftliche 
Kontrolle der Regionalbeihilfen^ ein
engend in die nationale Regionalpo
litiken einmischt. Da sind auch Insti
tutionen, die eine Chance sehen, 
über die Regionalpolitik (etwa durch 
Einrichtung sogenannter regionaler 
Strukturräte) erste Formen einer 
überbetrieblichen Mitbestimmung 
zu installieren. Vor allem ist da aber 
ein neues regionales Disparitäten
muster, welches die Politiker beun
ruhigt und geradezu als eine spezifi
sche Herausforderung der Regio
nalpolitik angesehen wird. Treten 
doch neben die klassichen Pro
blemregionen ländlich-peripherer 
Prägung seit Mitte der siebziger 
Jahre verstärkt sogenannte altindu
strielle Ballungsgebiete. Sie kon
zentrieren sich in der Bundesrepu
blik Deutschland vor allem auf die 
Schiffbaustandorte an der Küste 
und die Montanreviere. Außerdem

' Nachfolgend soll die regionale Strukturpoli
tik immer als Regionalpolitik bezeichnet wer
den.

WIRTSCHAFTSDIENST 1987/Vlll

^ Gemäß den Bestimmungen der Art, 92 ff. 
EWG-Vertrag.

wird, was die wirtschaftliche Dyna
mik angeht, zumindest auf der Län
derebene ein Süd-Nord-Gefälle 
sichtbar

Die Beantwortung der Frage, ob 
Regionalpolitik sinnvoll ist oder 
nicht, verlangt zunächst eine Ant
wort auf zwei Vorfragen:

□  Welcher Typ von Regionalpolitik 
ist gemeint?

□  Welche Kriterien soll man bei der 
Bewertung heranziehen?

Geht man bezüglich der ersten 
Vorfrage von der regionalpoliti
schen Praxis in der Bundesrepublik 
Deutschland aus, so handelt es sich 
bei diesem Politikbereich zweifels
ohne um eine quantitativ-interven
tionistische Form von Strukturpoli
tik. Ein Bund-Länder-Gremium 
(Planungsausschuß) legt nämlich 
anhand von zielbezogenen Krite
rien fest, zugunsten welcher Räume 
(„Fördergebiete“ ) über welche An
satzpunkte wie interveniert werden 
soll. Zur Bestimmung der Förder
würdigen oder -bedürftigen werden
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in größeren Zeitabständen fiächen- 
deckende Diagnosen vorgenom
men. In den einzelnen Fördergebie
ten selbst will man Arbeitsplätze er
halten, zusätzliche Beschäftigungs
möglichkeiten schaffen und außer
dem -  gemessen am Kriterium der 
Einkommenswertigkeit -  die Struk
tur des Arbeitsplatzangebots ver
bessern.

Um dies zu erreichen, nimmt man 
bevorzugt auf die unternehmeri
sche Realkapitalbildung Einfluß. 
Aufbauend auf groben Vorstellun
gen von einem Mittel-Ziel-Zusam- 
menhang verringert man zu diesem 
Zweck durch die Gewährung von In
vestitionszulagen, Investitionszu
schüssen sowie von Sonderab
schreibungen im Zonenrandgebiet 
die Kosten für den Einsatz des Fak
tors Realkapital (Kapitalnutzungs
kosten). Der Kreis der förderungs
würdigen bzw. -berechtigten Investi
tionsaktivitäten wird hierbei durch 
gewisse Anforderungen (sachliche 
und räumliche Schwerpunktprinzi
pien) noch weiter eingeengt. Durch 
Variation der Fördersätze schafft 
man gleichzeitig ein Fördergefälle 
im Raum.

Ausgleichsziel

Die Bewertung dieser Regional
politik kann sich an mehreren 
Aspekten orientieren. Unter diesen 
interessieren vor allem die Fragen 
nach ihrer Vereinbarkeit mit der 
marktwirtschaftlichen Ordnung und 
nach ihrer Effizienz. Beginnt man 
mit der ersten Teilfrage, so sehen 
manche die Regionalpolitik als Wi
derspruch zum marktwirtschaftli
chen System an. Insbesondere 
rückt man sie in die Nähe einer se
lektiven Investitionslenkung, deren 
Absicht es ist, eine vom marktwirt
schaftlichen Steuerungsprozeß ab
gelöste regionale Wirtschaftsstruk
tur zu schaffen.

Eine solche Kritik ist jedoch nicht 
gerechtfertigt. Insbesondere über

380

sieht sie, daß sich die in der Bundes
republik praktizierte Form der Re
gionalpolitik bis jetzt noch als eine 
der marktwirtschaftlichen Lenkung 
nachgeordnete und ergänzende Po
litik versteht Ihre primäre Begrün
dung bezieht sie vor allem über die 
aus dem Grundgesetz abgeleitete 
Verpflichtung zum sozialen Aus
gleich bzw. Disparitätenabbau im 
Raum. Sie hat darum in starkem 
Maße den Charakter einer allokati
ven räumlichen Ausgleichspolitik. 
Akzeptiert man eine derartige Ver
pflichtung des Staates zum sozialen 
Ausgleich, kann eine Regionalpoli
tik -  insbesondere wenn sie wirkt -  
durchaus sinnvoll sein.

Die Kritiker übersehen außerdem 
häufig, daß es sich bei den verschie
denen Formen der Reduktion der 
Kapitalnutzungskosten um einma-
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lige bzw. zeitlich begrenzt^ wirkende 
Anreize handelt. Das heißt mit ande
ren Worten: Alle regionalpolitisch in
duzierten Strukturen müssen sich 
den Marktkräften stellen. Insofern 
handelt es sich bei der Regionalpoli
tik nicht um eine bewußt das Markt
ergebnis korrigierende Investitions
lenkung, sondern um eine räumli
che Kapitalmobilisierungspolitik, 
die mögliche Mobilitätsbarrieren zu
gunsten benachteiligter Gebiete 
überwinden möchte. Im Gegensatz 
zu vielen Bereichen der sektoralen 
Strukturpolitik handelt es sich bei 
der Regionalpolitik somit nicht um 
eine dauerhafte Subventionierung 
marktfremder Strukturen. Indirekt 
trägt die Regionalpolitik damit auch 
wachstumspolitischen Anliegen 
Rechnung. Wenn man schon unter 
ordnungspolitischen Überlegungen 
(berechtigte) Kritik üben möchte, 
sollte man sich auf weite Bereiche 
der Sektoralpolitik (etwa Stahl-, 
Agrar- oder Kohlepolitik) konzentrie
ren, dominiert doch dort häufig der 
Erhaltungs- und nicht der Mobilisie
rungscharakter.

Effizienz

Schwieriger ist die Frage nach 
der Effizienz der Regionalpolitik zu 
beantworten. Hat die Regionalpoli
tik wirklich zum Abbau räumlicher 
Disparitäten beigetragen und in den 
Fördergebieten neue Wachstums
impulse ausgelöst? Wertet man die 
diesbezügliche wissenschaftliche 
Diskussion aus, kann man die 
Frage durchaus mit einem vorsichti
gen Ja beantworten. Dies betrifft 
etwa Versuche, die direkte Wirkung 
der Regionalförderung auf die pri
vate Investitionstätigkeit mit Hilfe ei
ner Investitionsfunktion zu erfas
sen“, oder wissenschaftlich befriedi
gendere Ansätze, die mit umfassen
deren Modellen (gleichzeitige Be-

Eine Ausnahme stellen die Maßnahmen 
zum Ausbau der wirtschaftsnahen Infrastruk
tur dar.

WIRTSCHAFTSDIENST 1987A/III
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rücksichtigung von wirkungsverzö
gerten unternehmerischen Investi- 
tions-, Beschäftigungs- und Produk
tionsreaktionen) arbeiten®. Die 
Schwierigkeit besteht jedoch stets 
darin, jene regionalen Entwick- 
lungsverläüfe zu schätzen, wie sie 
ohne regionalpolitische Interventio
nen aufgetreten wären, und Mitnah
meeffekte auszuschließen.

Was die regionalen Beschäfti
gungsreaktionen betrifft, muß man 
berijcksichtigen, daß die regional
politisch induzierten Reduktionen 
der Kapitalnutzungskosten in den 
letzten zehn Jahren vielfach durch 
den Anstieg realer Vorleistungs
preise (etwa bei importierten Vorlei
stungsgütern) oder des Realzinsni
veaus kompensiert wurden. In Ab
hängigkeit von der jeweiligen Sekto
ralstruktur und den regionalen Pro- 
duktivitäts- und Reallohnbedingun
gen machen sich diese Kompensa
tionseffekte räumlich unterschied
lich bemerkbar. Hinzu treten in 
neuerer Zeit auch jene Kompensa
tionseffekte, die -  etwa bedingt 
durch Umweltschutzauflagen -  zu 
einer Erhöhung der Kapitalintensi
tät der Produktion führten, oder In
vestitionsrisiken, die sich aus unbe
stimmten Rechtsbegriffen, häufig

“ Vgl. etwa H. M. B ö l l i n g :  W irkungsana
lyse der Instrumente der regionalen W irt
schaftspolitik, Beiträge zum Siedlungs- und 
Wohnungswesen und zur Raumplanung, Bd. 
35, Münster 1976.

 ̂ Vgl. etwa Chr. A s m a c h e r ,  H,-J, 
S c h a l k ,  R, T h o s s :  W irkungsanalyse 
der regionalen Strukturpolitik, in: Bundesfor
schungsanstalt für Landeskunde und Raum
ordnung (Hrsg,): Neuorientierung der regiona
len W irtschaftspolitik?, Informationen zur 
Raumentwicklung, H, 9/10,1986, S, 721 ff.

nicht kalkulierbaren Entscheidun
gen auf der unteren Verwaltungsge
richtsebene und planungsrechtli
chen Interventionen ergeben®. Sie 
minderten den räumlichen Kapital
mobilisierungseffekt der Regional
politik.

Sinnvoller Beitrag

Es muß auch darauf hingewiesen 
werden, daß die Regionalpolitik 
keine Dauersubventionen gewährt, 
d. h. keine den Marktkräften entge
genstehenden Strukturen schaffen 
möchte. Wenn darum die Regional
beihilfen in bestimmten Gebieten 
von den Unternehmern nicht ange
nommen werden, kann dies auch 
Ausdruck der Tatsache sein, daß 
sich die Produktion in diesen Räu
men längerfristig nicht lohnt. Dies 
kann seine Ursache in den eben er
wähnten Flexibilitätsbarrieren, im 
Reallohnniveau, im Verhalten der 
örtlichen Gebietskörperschaften 
und anderen Tatbeständen haben. 
Das Ausbleiben regionaler Investi- 
tions- oder Beschäftigungsreaktio
nen darf man darum nicht unbe
dingt der Regionalpolitik anlasten.

Man sollte die Regionalpolitik 
auch nicht überfordern. Um dies zu 
erläutern, kann man auf das Ruhr
gebiet verweisen. Wollte man dort 
die Arbeitslosenquote auf das Ni
veau der Bundesrepublik, das 
selbst noch zu hoch ist, absenken, 
müßte man innerhalb kürzerer Zeit 
120000-150000 zusätzliche Ar-

® Diese Effekte treten bevorzugt in den Ver
dichtungsgebieten auf. Vgl, etwa P, K l e m 
m e r :  Regionalpolitik auf dem Prüfstand, 
Köln 1986, S, 61 ff.

beitsplätze schaffen. Über regional
politisch induzierte Ansiedlungen 
und Verlagerungen ist dies nicht zu 
erreichen. Solche Verlagerungszah
len hat die Regionalpolitik nicht ein
mal in ihren besten (sechziger) Jah
ren erzielt. Hier Wunder von einer 
Regionalpolitik zu erwarten, deren 
Anteil am gesamtwirtschaftlichen 
Subventionsvolumen je nach Rech
nungsweise nur zwischen 1,5 und 
4% liegt, ist zu viel verlangt. Inso
fern kann man sich durchaus auf die 
Kurzformel einigen, daß die Regio
nalpolitik bis jetzt durchaus noch ei
nen sinnvollen Beitrag zur Bewälti
gung des regionalen Disparitäten
problems zu leisten vermochte, sie 
aber alleine nicht in der Lage ist, alle 
regionalen Beschäftigungspro
bleme zu lösen.

Man kann natürlich fragen, ob 
nicht möglicherweise eine andere 
Form von Regionalpolitik sinnvoller 
wäre. Zu denken wäre, wie im Be
reich der Wissenschaft neuerdings 
wieder stärker empfohlen wird, an 
ein System konkurrierender Regio
nen. Darüber sollte man vor allem 
vor dem Hintergrund der Zentralisie
rungsbemühungen der EG-Kom
mission vermehrt nachdenken. Nur 
sollte man die Schwierigkeiten die
ses Weges nicht unterschätzen. 
Diese betreffen vor allem die erfor
derliche Neuregelung des Finanz
ausgleichs, die Funktionalreform 
und die Entwicklung eines Systems 
kontrollierbarer Wettbewerbsregeln 
zur Verhinderung einer ruinösen 
Förderkonkurrenz zwischen den 
Gebietskörperschaften.
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Konrad Lammers*

Institutioneile Reformen 
statt interventionistischer Regionalpolitik

Seit Anfang der fünfziger Jahre 
wird in der Bundesrepublil< 

Deutschland regionale Strukturpoli
tik betrieben. Früher war sie über
wiegend darauf gerichtet, in ländli
chen, peripheren Regionen den In
dustrialisierungsprozeß einzuleiten. 
In jüngerer Zeit wird sie zunehmend 
dafür eingesetzt, Umstrukturie
rungsprozesse in Regionen zu för
dern, in denen Industriebranchen 
vorherrschen, die unter starken An
passungsdruck geraten sind. Durch 
Investitionshilfen für ansiedlungs
willige und ortsansässige Unterneh
men, die Bund und Länder im Rah
men der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirt
schaftsstruktur“ gewähren, sollen 
neue Arbeitsplätze geschaffen, be
stehende erhalten werden.

Während bei Subventionen für 
einzelne Wirtschaftszweige in der 
Regel anerkannt wird, daß sie öko
nomisch nicht zu begründen sind, 
den Strukturwandel behindern und 
das gesamtwirtschaftliche Wachs
tum bremsen, wird die regionale 
Strukturpolitik zumeist weniger kri
tisch betrachtet. Bei näherem Hin
sehen wird jedoch schnell offenbar, 
daß diese ähnlich negativ zu beur
teilen ist. Dabei sind drei Aspekte zu 
unterscheiden: Fragwürdig ist, ob 
regionale Strukturpolitik ordnungs
politisch vertreten werden kann, ob 
sie ein effizientes Instrument im Hin
blick auf die angestrebten Ziele dar

• Vgl. hierzu auch die Beiträge von Adrian 
B o t h e , Christiane K r i e g e r - B o d e n ,  
Claus-Friedrich L a a s e r ,  Konrad L a m 
m e r s ,  Rüdiger 8  o I tw  e d e I zu Ansatz
punkten für eine Neuorientierung der Regio
nalpolitik, in: Die Weltwirtschaft, Heft 1, Tübin
gen 1987, 8. 61-145.
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stellt und ob sie konsistent im Zu
sammenspiel mit anderen Subven
tionspolitiken durchgeführt wird.

Ordnungspolitische Sicht

Aus ordnungspolitischer Sicht 
gibt es keine Begründung für regio
nale Strukturpolitik. Regionale 
Strukturpolitik ließe sich nur dann 
ökonomisch rechtfertigen, wenn ex
terne Effekte in den geförderten Re
gionen Aufhol- oder Umstrukturie
rungsprozesse verhindern würden 
und mittels regionaler Subventio
nen diese Effekte effizient ausgegli
chen werden könnten. Zwar ist sehr 
wahrscheinlich, daß räumlich be
deutsame externe Effekte vorliegen 
(z. B. in Form von Agglomerations
vorteilen durch niedrige Kommuni
kationskosten). In welchen Regio
nen in welcher Stärke dies der Fall 
ist und in welchem Maße Agglome
rationsvorteile etwa durch gleichzei
tig auftretende negative externe Ef
fekte der Ballung kompensiert wer
den, läßt sich jedoch nicht zuverläs
sig bestimmen. Es fehlt also schon 
an den notwendigen Informationen 
für eine Regionalpolitik, die den An
spruch erhebt, die räumliche Alloka
tion zu verbessern. Hinzu kommt, 
daß viele externe Effekte darauf be
ruhen, daß sie Folge unzureichend 
definierter Eigentumsrechte sind 
(z. B. in der Umweltpolitik). In die
sen Fällen ist angezeigt, an den Ur
sachen für Allokationsverzerrungen 
selbst anzusetzen, nämlich Eigen
tumsrechte zu schaffen.

In der praktizierten Regionalpoli
tik wird allerdings auch nicht be

hauptet, daß es um die Internalisie
rung externer Effekte ginge. Anlie
gen ist vielmehr, Regionen unter die 
Arme zu greifen, die von politischen 
Entscheidungsträgern als förderbe
dürftig eingestuft werden. Ein sol
ches Anliegen ist legitim; dabei han
delt es sich aber um eine außeröko
nomische Begründung für Regio
nalpolitik, genauer um eine aus
gleichspolitische zugunsten be
stimmter Regionen.

Zweifelhafte Wirkungen

Die Effizienz der regionalen 
Strukturpolitik hinsichtlich selbst ge
steckter Ziele ist nicht sicherge
stellt. So ist zu bezweifeln, daß 
diese Politik in der Lage ist, in den 
geförderten Regionen Aufholpro- 
zesse in die Wege zu leiten und die 
Umstrukturierung von Regionen 
voranzutreiben. Diese Zweifel grün
den zum einen darauf, daß die re
gionale Strukturpolitik eine auf ho
her Ebene angesiedelte Subven
tionspolitik ist.

Entscheidend für Wachstum und 
Strukturwandel in Regionen ist aber 
nicht der Zufluß von Subventionen, 
sondern vielmehr, daß sich Unter
nehmen, Arbeitnehmer und die lo
kalen Behörden den Marktgegeben
heiten entsprechend verhalten. 
Subventionen können indes bewir
ken, daß marktwidrige Faktorent
gelte gezahlt werden und Unterneh
men es unterlassen, innovativ zu 
werden. Bei den politischen Ent
scheidungsträgern von Gebietskör
perschaften, die regionale Hilfen er-

WIRTSCHAFTSDIENST 1987/Vlll
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halten, mag auch die Bereitschaft 
abnehmen, Flexibilitätsbarrieren in 
ihrem Verantwortungsbereich abzu
bauen, um die Rahmenbedingun
gen fürWachstum und Strukturwan
del vor Ort zu verbessern. Darüber 
hinaus bestehen Zweifel an der 
Wirksamkeit der regionalen Struk
turpolitik, weil sie bestimmte Struk
turen begünstigt (bevorzugte Förde
rung des Sachkapitals sowie von 
Unternehmen, die ihre Produkte 
oder Leistungen überwiegend in an
deren Regionen absetzen und in die 
ausgewählten Schwerpunktorte in
vestieren). Von diesen Strukturen 
kann man aber nicht wissen, ob sie 
für die zukünftige Entwicklung in 
den Fördergebieten von Nutzen 
sind.

In der Vergangenheit haben die 
Auswahlkriterien der Gemein
schaftsaufgabe z. B. dazu geführt, 
daß sich die Förderung auf den In
dustriesektor konzentrierte und der 
Dienstleistungssektor diskriminiert 
wurde. Auch hat sich in der Inan
spruchnahme der Fördermaßnah
men nicht niedergeschlagen, daß 
sich die sektorale Zusammenset
zung der Investitionen verändert hat 
(steigende Bedeutung der Dienstlei
stungen, insbesondere der Sonsti
gen Dienstleistungen, und abneh
mende Bedeutung des Industrie
sektors). Damit wurde ganz offen
sichtlich dem Strukturwandel in den 
Fördergebieten entgegengewirkt.

Inkonsistenzen

Im Rahmen der regionalen Struk
turpolitik kommt es im Zusammen
spiel mit anderen Förderpolitiken 
darüber hinaus zu erheblichen Kon
sistenzproblemen. Diese sprechen 
allerdings nicht allein gegen die re
gionale Strukturpolitik, sondern ge
gen interventionistische Politik 
schlechthin. Bedeutsam ist z. B., 
daß gerade in solchen Regionen, 
die gefördert werden, weil sie von 
den Problemen einzelner Wirt

schaftszweige besonders betroffen 
sind, eben diesen Wirtschaftszwei
gen in aller Regel gleichzeitig sehr 
hohe Subventionen zufließen 
(Kohle, Stahl, Werften). Damit wird 
das Ziel der regionalen Förderung, 
nämlich die Wettbewerbsfähigkeit 
von Unternehmen aus anderen 
Wirtschaftszweigen auf den Faktor
märkten in diesen Regionen zu er
höhen, konterkariert. Ähnlich ver
hält es sich mit Wirtschaftsförde
rungsmaßnahmen, die die Bundes
länder neben der Gemeinschafts
aufgabe in eigener Verantwortung 
durchführen. Denn diese länderei
genen Förderprogramme sind 
schwerpunktmäßig auf solche Sek
toren und Gebiete gerichtet, die von 
den Maßnahmen der Gemein
schaftsaufgabe ausgeschlossen 
sind. Die besondere Begünstigung 
bestimmter Sektoren, Regionen 
und Schwerpunktorte durch die Ge
meinschaftsaufgabe wird dadurch 
weitgehend neutralisiert. Damit 
stellt sich die Frage, welchen Sinn 
Selektivitätskriterien in einzelnen 
Förderprogrammen überhaupt ha
ben und ob man von der regionalen 
Wirtschaftsförderung als Ganzes 
gesehen irgendwelche Wirkungen 
erwarten kann.

Ein erhebliches Konsistenzpro
blem der regionalen Strukturpolitik 
besteht schließlich darin, daß sie mit 
Maßnahmen kollidiert, die anderen 
Förderzwecken wie z. B. Forschung 
und Entwicklung, Umweltschutz, 
Mittelstandsförderung dienen. 
Wenn ein Investor die Vorausset
zungen für eine Förderung aus meh
reren Programmen gleichzeitig er
füllt, wäre nach den Regeln einer 
konsistenten Wirtschaftspolitik ge
boten, daß er aus allen diesen Pro
grammen auch Fördermittel erhält. 
Dabei kann es zu sehr hohen För
dersätzen kommen; diese scheinen 
den Subventionsgebern zumeist 
nicht tolerabel. Deshalb gibt es in 
der Förderpraxis oft Kumulierungs

beschränkungen zwischen ver
schiedenen Förderprogrammen. So 
sind z. B. die Sonderabschreibun
gen nach § 3 Zonenrandförderungs
gesetz nicht kumulierbar mit ande
ren Sonderabschreibungen. Dies 
führt zu dem kuriosen Ergebnis, daß 
die Sonderabschreibungen für 
kleine und mittlere Betriebe oder die 
für Forschung und Entwicklung -  
beide wurden 1983 eingeführt, er- 
stere sollen im Zuge der geplanten 
Steuerreform ausgeweitet werden-  
für entsprechende Betriebe im Zo
nenrandgebiet gegenüber der bis
herigen Regelung einen Nachteil 
darstellen. Denn während sie bis
lang gegenüber vergleichbaren Be
trieben außerhalb des Zonenrand
gebietes einen Fördervorsprung 
aufgrund der regionalen Sonderab
schreibung hatten, ist ihnen dieser 
nunmehr weitgehend oder gänzlich 
genommen, weil sie auf die regio
nale Vergünstigung verzichten müs
sen, wenn sie die neu eingeführten 
Steuervergünstigungen nutzen wol
len.

Steuersenkungen 
statt Förderprogramme

Schon Inkonsistenzen in der re
gionalen Strukturpolitik, die im Zu
sammenspiel mit anderen Förder
maßnahmen auftreten, wären 
Grund genug, diese Politik wie jegli
che Subventionspolitik einzu
schränken. Hohe Fördersätze, die 
bei einer unbeschränkten Kumulie
rung möglich wären und die durch 
Kumulierungsbeschränkungen be
grenzt werden, zeigen im Grunde 
nur, daß es selbst für die Subven
tionsgeber zu viele und zu üppig 
ausgestattete Subventionspro
gramme gibt. Ein Abbau von Sub
ventionen und ein Streichen von 
Programmen wäre auch deshalb 
angebracht, weil es kaum Investitio
nen geben dürfte, die nicht für den 
einen oder anderen Zweck durch 
eine Steuervergünstigung oder 
durch eine Finanzhilfe begünstigt
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werden, zumindest dann, wenn 
man neben regionalen Fördermaß
nahmen diejenigen für andere För
derzwecke (Umweltschutz, FuE, 
Existenzgründungen, kleine und 
mittlere Unternehmen, Energieein
sparung) einbezieht. Da letztlich 
hinter diesen Förderzwecken doch 
das generelle Ziel steht, wirtschaftli
che Aktivitäten zu stimulieren, so 
könnte dies viel weniger aufwendig 
erreicht werden, indem man die För
derprogramme abschafft und allge
meine Steuerentlastungen be
schließt.

Wenn regionale Strukturpolitik 
und Subventionen generell einge
schränkt werden, so wäre aufgrund 
der beschriebenen Inkonsistenzen 
kaum zu erwarten, daß daraus ein 
Nachteil für die Fördergebiete ent
stünde, das Gegenteil scheint eher 
wahrscheinlich.

Deregulierungspotentiale nutzen

Dennoch bleibt die Frage, was an 
die Stelle der regionalen Strukturpo
litik treten könnte, wenn regionale 
Umstellungsprozesse erfolgreich 
bewältigt werden sollen. Letztlich 
führt kein Weg daran vorbei, daß sol
che Umstellungen von den Wirt
schaftssubjekten in den betreffen
den Regionen und den lokalen Ent
scheidungsträgern selbst gewollt 
und in die Wege geleitet werden 
müssen. Wenn es zu einer erfolgrei
chen regionalen Anpassung kom
men soll, dann müssen die Rah
menbedingungen für privates Wirt
schaften in den betroffenen Regio
nen auf breiter Front verbessert wer
den. Dazu können regional differen
zierte Tarifabschlüsse, ein Verzicht 
staatlicher Instanzen auf die Allge
meinverbindlicherklärung von Tarif
verträgen, ein Abbau von Flexibili
tätsbarrieren im Bau- und Umwelt
recht sowie bei den Ladenschluß
zeiten, weniger strikte Vorgaben in 
der Landesplanung sowie eine wirt
schaftsfreundliche Steuerbelastung
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gehören. Soweit bei den Kommu
nen und den betroffenen Ländern 
Spielräume vorhanden sind, auf 
diese Weise für Investoren attraktiv 
zu werden, müssen sie diese konse
quent nutzen.

Mehr Kompetenzen 
für untere Ebenen

Allerdings gilt es nicht nur, die vor
handenen Spielräume auf regiona
ler Ebene zu nutzen. Den Bundes
ländern und Kommunen müssen 
auch mehr Kompetenzen zugestan
den werden. Nicht zentral auf Bun
desebene, sondern in jeder einzel
nen Region sollte entschieden wer
den, welches Niveau an Regulie
rung erwünscht ist, ob und wie sich 
die Angebotsbedingungen für wirt
schaftliche Aktivitäten verbessern 
lassen. Dies könnte z. B. gesche
hen, indem der Bund sich aus der 
konkurrierenden Gesetzgebung, 
soweit durch sie das Wirtschaftsle
ben bundeseinheitlich reglemen
tiert wird, obschon keine bundes
weit gültigen Regelungen erforder
lich sind, weitgehend zurückzieht. 
Auch Änderungen in der Steuerho
heit wären geboten, um die Verant
wortung der Regionen für ihre ei
gene wirtschaftliche Entwicklung zu 
stärken. Wenn die Gewerbesteuer 
abgeschafft werden sollte, so wäre 
darauf zu achten, daß die Finanzau
tonomie der Gemeinden nicht ge
schwächt, sondern gestärkt wird. 
Reformvorschläge, die zum Inhalt 
haben, die Gewerbesteuer durch 
eine Beteiligung der Gemeinden an 
anderen bestehenden Steuern zu 
ersetzen, den Steuerverbund zwi
schen den Gebietskörperschaften 
also auszudehnen, laufen auf das 
Gegenteil hinaus. Eine Möglichkeit, 
die Gewerbesteuer abzuschaffen, 
ohne die Einnahmehoheit der Ge
meinden zu schwächen, bestünde 
darin, eine kommunale Wertschöp
fungssteuer einzuführen.

Während Kommunen immerhin

über eine gewisse Steuerhoheit ver
fügen, die es zu erhalten und auszu
bauen gilt, haben die Bundesländer 
keinerlei Möglichkeiten, die Steuer
belastung für Bürger und Unterneh
men eigenständig zu bestimmen. 
Damit ist ihnen gänzlich die Mög
lichkeit genommen, über die Höhe 
der Steuern Einfluß auf ihre Attrakti
vität als Standort für wirtschaftliche 
Aktivitäten auszuüben. Daraus er
gibt sich für sie ein starker Anreiz, 
mittels Finanzhilfen, also auf dem 
Wege einer interventionistischen 
Politik, Einfluß auf das Wirtschafts
geschehen zu nehmen. Wenn ge
wünscht wird, daß die Bundeslän
der mehr Verantwortung für ihre 
wirtschaftliche Entwicklung tragen, 
ohne daß sie dies über Subventio
nen zu erreichen suchen, muß der 
Steuerverbund zwischen Bund und 
Ländern gelockert oder gar aufge
löst werden. Dann können die ein
zelnen Bundesländer mittels niedri
ger Steuersätze um Unternehmen 
konkurrieren.

Einbeziehung des 
Finanzausgleichs

Soweit es um das Anliegen der re
gionalen Strukturpolitik geht, zwi
schen den Regionen in der Bundes
republik einen räumlichen Aus
gleich herzustellen, so ist dies Auf
gabe des Finanzausgleichs zwi
schen Bund, Ländern und Gemein
den. Es mag sein, daß die bestehen
den Finanzausgleichsregeln dafür 
als nicht ausreichend angesehen 
werden. Dies ist jedoch kein Grund 
für eine interventionistische Regio
nalpolitik: der Finanzausgleich
selbst wäre dann entsprechend zu 
ändern. Einen gewünschten räumli
chen Ausgleich über dieses Instru
ment herzustellen, ist deshalb von 
Vorteil, weil der Finanzausgleich an
ders als die regionale Strukturpolitik 
es den einzelnen Regionen über
läßt, ob überhaupt und in welcher 
Form Wirtschaftsförderung betrie
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ben wird. Dies eröffnet die IVlöglich- 
keit, die Präferenzen der Bürger 
stärker zur Geltung zu bringen und 
deren Verantwortlichkeit für die öko
nomische Entwicklung vor Ort zu er
höhen.

Zur Unterstützung regionaler An
passungsprozesse sind institutio
nelle Änderungen erforderlich, nicht

zusätzliche strukturpolitische Inter
ventionen. Die Aufgaben- und Steu
erhoheit zwischen den Gebietskör
perschaften neu zu ordnen, ist si
cherlich eine schwierige Angele
genheit, sie scheint aber für die öko
nomische Entwicklung in der Bun
desrepublik von immenser Bedeu
tung. Deshalb wäre zu wünschen, 
daß bald zumindest Schritte in diese

Richtung unternommen werden. 
Dies ist bislang nicht erkennbar. 
Statt dessen wird der andere -  letzt
lich aussichtslose -  Weg beschrif
ten; bestehende Subventionspro
gramme wurden ausgeweitet, neue 
sind hinzugekommen. Im Bereich 
der regionalen Strukturpolitik ist vor
gesehen, weitere Regionen in die 
Förderung einzubeziehen.

Detlef Eckert

Defensive Strukturpolitik und offensive Regionalpolitik 
gehören zusammen

Die gegenwärtige Praxis der 
Regionalpolitik sieht auf der 

Bund-Länder-Ebene die Instru
mente der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirt
schaftsstruktur“ (GRW) vor, die 
durch Länderprogramme und Aktio
nen der Europäischen Gemein
schaft (Regionalfonds) ergänzt wer
den. Zur Regionalpolitik müssen 
auch entsprechend zweckgebun
dene Finanztransfers an die Länder 
(vom Bund) und Gemeinden (von 
den Ländern) gerechnet werden. 
Sie wird schließlich durch die kom
munale Wirtschaftsförderung abge
rundet. Sektorale Strukturprobleme 
selbst werden weitestgehend aus 
der Regionalpolitik ausgeklammert, 
sie werden durch besondere Politi
kansätze des Bundes und der Län
der zu lösen versucht.

Der regionalen Wirtschaftspolitik 
kommt vor allem die Aufgabe zu, 
Entwicklungsrückstände von Regio
nen gegenüber vergleichbaren Ge
bieten oder der Gesamtwirtschaft 
zu verringern und möglichst auszu
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gleichen. Die Motivation ist mithin in 
starkem Maße geprägt durch die im 
Grundgesetz verankerte Zielset
zung der Schaffung einheitlicher Le
bensverhältnisse im Bundesgebiet. 
Darüber hinaus muß auch auf den 
Gedanken der Chancengleichheit 
bzw. fairer Startbedingen im Wettbe
werbsprozeß hingewiesen werden. 
Wenn Regionen aufgrund histori
scher Entwicklungen, übergeordne
ter politischer Entscheidungen oder 
veränderter Bedeutung ihrer geo
graphischen Lage benachteiligt 
sind, so ist gerade in einem föderati
ven Staatsgebilde der Gedanke der 
Solidarität von großer Bedeutung 
(das Bundesverfassungsgericht 
spricht in seinem Urteil zum Länder
finanzausgleich vom „hündischen 
Prinzip des Einstehens füreinan
der“).

Insoweit unterstreiche ich einer
seits die Notwendigkeit regionaler 
Wirtschaftspolitik, andererseits 
kann ich die Grenzen dieser Politik 
nicht übersehen. Die regionale Ent
wicklung wird nämlich in hohem

Maße durch exogene Faktoren be
stimmt, wofür die außenwirtschaftli
che Verflechtung und die daraus re
sultierende hohe Exportabhängig
keit vieler Regionen Indizien sind. 
Regionalpolitik kann sinnvoller
weise also nur subsidiären Charak
ter haben, d. h., daß sie die gesamt
wirtschaftliche Politik um eine spe
zielle Raumkomponente ergänzt. 
Somit würde man alle realistischen 
Erwartungen überziehen, wollte 
man von der Regionalpolitik eine 
vollkommene Gegensteuerung zu 
negativen regionalen Entwicklun
gen (z. B. hohe Arbeitsplatzverlu
ste, Abwanderungen von Einwoh
nern) erwarten. Es ist also illuso
risch anzunehmen, in wirtschafts
schwachen oder strukturell gefähr
deten Gebieten könne jeder Arbeits
platz, der verlorengeht, allein durch 
Regionalpolitik gleichwertig ersetzt 
werden.

Die Regionalpolitik wird häufiger 
kritisch betrachtet. Die marktwirt
schaftlich orientierten Kritiker wol
len die Marktsignale stärker zur Gel
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tung bringen: Beispielsweise ließe 
sich durch eine bessere Internalisie
rung von Umweltkosten ohne pro
zeßpolitische Eingriffe die „subopti
male“ Bevorzugung von Ballungs
räumen verringern. Jeder Vor
schlag, der den Marktmechanismus 
auch in räumlicher Hinsicht weniger 
stört, ist prinzipiell begrüßenswert. 
Nur, solange viele dieser Gedanken 
aus den unterschiedlichsten Grün
den auf absehbare Zeit Makulatur 
bleiben und gleichzeitig Regionen 
in schwere Krisen geraten, muß ge
handelt werden -  und zwar sofort.

Aus sogenannter marktwirt
schaftskritischer Sicht sollen dage
gen regionale Strukturräte sichere 
und auch ökologisch verträgliche Ar
beitsplätze schaffen. Derartige zen
tralwirtschaftliche Instrumente sind 
schon deshalb untauglich, weil die 
externe Abhängigkeit von Regionen 
sowohl in politischer als auch in öko
nomischer Hinsicht viel zu hoch ist. 
Der subsidiäre Charakter der Regio
nalpolitik und deren eingeschränkte 
Wirkungsmöglichkeit wird also von 
manchen Kritikern übersehen. Im 
Interesse der betroffenen Regionen 
können wir aber weder auf das 
marktwirtschaftliche Nirwana war

ten noch auf die Weisheit regionaler 
Strukturräte vertrauen.

Damit stellt sich die Frage nach 
der notwendigen realistischen Ge
staltung regionaler Strukturpolitik. 
Ich werde einige Vorstellungen 
hierzu darlegen und am Beispiel der 
1984 neu formulierten bremischen 
Wirtschaftsstrukturpolitik illustrie
ren. Mein zentraler Ansatzpunkt ist 
die These, daß in gefährdeten Re
gionen eine aufeinander abge
stimmte Mischung von defensiver 
Strukturpolitik und offensiver Regio
nalpolitik zum Tragen kommen 
sollte. Diese These halte ich vor al
lem für industriell geprägte Gebiete 
für berechtigt, in denen wichtige 
Sektoren in die Krise geraten sind.

Defensive 
regionale Strukturpolitik

Defensive Strukturpolitik heißt, 
daß durch Stützungsmaßnahmen in 
den betroffenen Branchen befristet 
ein höherer Beschäftigungsstand 
gehalten wird, als er von den Markt
bedingungen her eigentlich möglich 
wäre. Hingenommen wird aber un
ter Umständen der Verzicht auf die 
Sicherung aller bedrohten Arbeits

plätze in einem Sektor. Ich halte 
eine solche defensive Politik dann 
für begründet, wenn

□  die sektorale Krise vorüberge
hend ist,

□  die betroffenen Branchen schritt
weise auf ein wettbewerbsfähiges 
Niveau herabgeschleust werden 
und

□  die sozialen Folgen eines plötzli
chen Zusammenbruchs untragbar 
wären.

Die Zielsetzung defensiver Struk
turpolitik kann also kurzfristige Ab
stützung heißen, geordneten Kapa
zitätsabbau und Modernisierung 
einschließen und sich damit auf die 
Minderung sozialer Belastungen er
strecken. Diese Ziele sind nur dann 
zu erreichen, wenn ein mit den Be
troffenen abgestimmtes Konzept er
arbeitet wird. Mit anderen Worten: 
Unternehmerisches Risiko und ge
werkschaftliche Mitverantwortung 
dürfen nicht ausgeblendet werden. 
Weiterhin dürfen Stützungsmaß
nahmen nicht auf Dauer angelegt 
sein, sondern es ist eine zeitlich de
finierte Anpassungsstrategie kon
sequent zu verfolgen.
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Defensive Strukturpolitik darf so
mit nicht verwecfiselt werden mit 
langfristigen Bescfiäftigungsgaran- 
tien. Worauf es letztlich ankommt, 
wenn man einen regionalen Um
schwung erreichen will, ist die Be
wältigung des Strukturwandels. De
fensive Strukturpolitik muß also 
auch im Kern die Bereitschaft zum 
offensiven Strukturwandel tragen. 
In diesen Grenzbereich fallen Be
mühungen, traditionelle Sektoren 
zu diversifizieren. Wie sich eine so 
konzipierte defensive Strukturpolitik 
in der Praxis bewährt, will ich am 
Beispiel Bremens skizzieren.

Ein Beispiel

Seit geraumer Zeit hat das Land 
Bremen gewichtige Probleme im 
Schiffbau, mit dem Stahlbereich 
und in der Fischwirtschaft. Diese für 
Bremen so bedeutenden Wirt
schaftszweige unterliegen erhebli
chen Anpassungszwängen. Das 
Wirken der reinen Marktkräfte hätte 
in Bremen zum plötzlichen Wegfall 
vieler Tausend Arbeitsplätze ge
führt. Wie wurde reagiert?

Im Schiffbaubereich sind durch 
staatliche Vorgaben die bedrohten 
Werftunternehmen zu einem soge
nannten Werftverbund zusammen
gefaßt worden, wodurch die Nut
zung der vorhandenen Kapazitäten 
verbessert und die Wettbewerbsfä
higkeit gestärkt wird. Außerdem 
müssen durch Auftragshilfen und 
Bürgschaften die gröbsten Nach
teile im internationalen Wettbewerb 
kompensiert werden. Schließlich 
werden Schritte der Werften unter
stützt, sich in schiffbaufremde Ferti
gungsbereiche hineinzubewegen.

Bremen hat mit Unterstützung 
des Bundes zusammen mit dem 
Stahlunternehmen Klöckner ein 
Konzept verwirklicht, das zum einen 
Kapazitätseinschränkungen und Ar
beitsplatzabbau vorsah, zum ande
ren aber erhebliche Modernisie

rungsinvestitionen zum Zuge kom
men ließ. Das Ergebnis ist eine weit
gehend wettbewerbsfähige Be
triebsstätte eines Stahlunterneh
mens.

Durch gezielte Unterstützung von 
Investitionen fischwirtschaftlicher 
Unternehmen und die Verbesse
rung der Infrastruktur wird ein für 
Bremerhaven wichtiger Bestand an 
Arbeitsplätzen gesichert. In der Zwi
schenzeit ist erkennbar, daß einige 
Unternehmen verstärkt in die allge
meine Lebensmittelverarbeitung di
versifizieren.

Die bremische Strategie ist bei 
der Strukturpolitik deutlich: Mit zeit
lich befristeten Anpassungshilfen 
sollen Modernisierung und Wettbe
werbsfähigkeit vorangetrieben wer
den, die einen Bestand an Arbeits
plätzen in diesen Industrieberei
chen sichern.

Offensive Regionalpolitik

Während die defensive Variante 
der Strukturpolitik eine wichtige 
Grundlage für den regionalen Um
kehrprozeß darstellt, muß die offen
sive Regionalpolitik diesen Prozeß 
flankieren und intensivieren. Hier 
kommt es darauf an, die öffentli
chen Anstrengungen auf die Schaf
fung neuer, längerfristig wettbe
werbsfähiger Arbeitsplätze in der 
Wirtschaft auszurichten. Offensive 
Regionalpolitik bedeutet die Unter
stützung der Umstrukturierung der 
regionalen Wirtschaft hin zu wachs
tumsintensiven Märkten. In einer 
vernünftigen Arbeitsteilung zwi
schen privater Wirtschaft und Öf
fentlicher Hand ist eine Gemein
schaftsanstrengung zu unterneh
men. Regionalpolitik flankiert dabei 
privatwirtschaftlich initiierte An
sätze zum Strukturwandel und ver
sucht darüber hinaus, strukturver
ändernde Entwicklungen anzusto
ßen. Hierzu sind Analysen notwen
dig, aus denen die Stärken und

Schwächen der Region hervorge
hen, so daß regionsspezifische 
Strategien entwickelt werden kön
nen. Gewarnt werden muß aber vor 
der Vorstellung, die öffentliche 
Hand könnte bestimmen, welche 
Produkte und Produktionsverfahren 
für die heimische Wirtschaft Zu
kunftschancen bieten.

Für die inhaltliche Ausgestaltung 
von offensiven Konzepten zum 
Strukturwandel kann es keine allge
meingültigen Patentrezepte geben. 
Ich feile die häufig geäußerte Auf
fassung, die Regionalpolitik müsse 
stärker dezentralisiert werden; das 
bedeutet die Stärkung der Kompe
tenzen von Ländern und Kommu
nen, was auch impliziert, über Ver
änderungen im Finanzverteilungs
system neu nachzudenken. Aller
dings bin ich der Meinung, daß es 
auch in einem mehr dezentralisier
ten Regionalfördersystem eines 
Koordinierungsrahmens bedarf; So
wohl die Bestimmung von Problem
regionen als auch die Höhe unter
nehmensbezogener Beihilfen sind 
zwischen den Länden, dem Bund 
und der EG abzustimmen.

Um in Zukunft als Kernstück der 
deutschen Regionalförderung gel
ten zu können, muß die GRW diese 
Tendenz zur Dezentralisierung auf
nehmen. Konkret erwarte ich eine 
stärkere Autonomie der Länder bei 
der inhaltlichen Gestaltung der re
gionalen Aktionsprogramme, die 
auf diese Weise auch den EG-Re- 
gionalfonds besser nutzen könnten. 
Daher ist es erforderlich, das Instru
mentarium der GRW zeitgemäß zu 
erweitern. Zum anderen folgt aus ei
ner Dezentralisierung aber auch, 
die finanzielle Beteiligung des Bun
des stärker von der allgemeinen 
Wirtschaftskraft und Finanzstärke 
der Länder abhängig zu machen 
bzw. danach zu differenzieren. In 
diesem Zusammenhang könnte ich 
mir auch eine Koordinierung der
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GRW nach Art. 91 a GG mit den Fi
nanzhilfen nach Art. 104 a 4 GG vor
stellen. Insgesamt würde dem Bund 
in einem solchen System eine stär
kere Koordinierungsaufgabe Z u 

wachsen, wodurch auch eine 
Chance entstände, in den zum Teil 
gegenläufigen Fachpolitiken eine 
spürbare Raumkomponente zu ver
ankern.

Effiziente Gestaltung

Die effiziente inhaltliche Ausge
staltung wirtschaftsstrukturpoliti
scher Aktionsprogramme hängt 
also in hohem Maße von den spezifi
schen Bedingungen in den Regio
nen ab und wird daher sinnvoller
weise von Region zu Region variie
ren. Ländliche Gebiete benötigen 
andere Maßnahmen als altindustria
lisierte Regionen. Vor diesem Hin
tergrund stelle ich die wichtigsten 
Elemente der offensiven Regional
politik Bremens kurz dar.

Aus einer Problemanalyse der 
bremischen Situation heraus be
gründet, besteht der Kern der struk
turpolitischen Bemühungen darin, 
die problembehaftete Struktur der 
bremischen Industrie aufzulockern, 
die Innovationskraft der Unterneh
men zu stärken und, zur Verminde
rung der Krisenanfälligkeit, die Be
deutung des Mittelstandes zu erhö
hen. Infolgedessen liegen die 
Schwerpunkte in der Förderung von 
Forschung und Technologie, des 
Mittelstandes und der privaten Inve
stitionen sowie im Ausbau der Infra
struktur.

Das zentrale Anliegen der bremi
schen Forschungs- und Technolo
giepolitik besteht in der Verbesse
rung der Kooperation von Wirtschaft 
und Wissenschaft. In den letzten 
Jahren hat sich die Zusammenar
beit zwischen diesen beiden Eck
pfeilern bremischer Regionalent
wicklung erheblich verbessert. In ei
nem Gesprächskreis, der Innova
tionszentrale, sind sämtliche bremi

schen Forschungseinrichtungen 
und die Vertretungen der Wirtschaft 
einbezogen und konzipieren zu
sammen die anwendungsorien
tierte Technologiepolitik des Lan
des. In speziell auf die gewerbliche 
Wirtschaft ausgerichteten Program
men wird diese Kooperation finan
ziell unterstützt. Beispielsweise wer
den gemeinsam durchgeführte For
schungsprojekte im Rahmen des 
sogenannten FuE-Verbundpro- 
gramms bezuschußt.

Die häufiger vorgebrachten kriti
schen Bemerkungen zu den Tech
nologiezentren lassen sich aus Bre
mer Sicht nicht bestätigen: Das Bre
mer Innovations- und Technologie
zentrum hat sich als ein derartiger 
Erfolg erwiesen, daß der Ausbau 
beschleunigt vorangetrieben wer
den muß. Überhaupt wird die Erwei
terung der wirtschaftsbezogenen 
FuE-lnfrastruktur forciert. For
schungseinrichtungen in den Berei
chen der Mikroelektronik, der Bio
technologie, der Meerestechnik, 
der Raumfahrt, der Klebtechnik und 
der computergestützten Fertigung 
und Konstruktion wurden bzw. wer
den gegründet und in ihrer Ausstat
tung auf dem neuesten Stand gehal
ten.

Vielfältige Maßnahmen

Die Mittelstandspolitik sieht im 
wesentlichen drei Förderbereiche 
vor. Erstens geht es darum, den 
spezifischen Schwächen von klei
nen und mittleren Unternehmen ent
gegenzuwirken. Daher gibt es Infor
mations- und Beratungsmaßnah
men sowie eine Bezuschussung 
von Innovations- und Investitions
projekten mittelständischer Unter
nehmen. Zweitens ist die Bereitstel
lung geeigneter Gewerbeflächen 
für einen Stadtstaat eine gleicher
maßen schwierige wie wichtige Auf
gabe, denn die Gefahr, daß Unter
nehmen aus dem Kernbereich in 
das Umland abwandern, ist von be

sonderer Qualität. Die Erschlie
ßungsmaßnahmen für Bremen- 
Stadt werden vorrangig im Rahmen 
der GRW über das Sonderpro- 
gramm Bremen finanziert. Drittens 
wird die Kooperation mittelständi
scher Unternehmen unterstützt, 
wozu in erster Linie die Förderung 
der Errichtung von Gewerbezentren 
zu zählen ist.

Da das Land Bremen gegenwär
tig Fördergebiet der GRW ist, bietet 
sich die Möglichkeit, arbeitsplatz
schaffende Investitionen -  vor
nehmlich der gewerblichen Wirt
schaft -  mit der Investitionszulage 
und einem ergänzenden Investi
tionszuschuß zu fördern. Die Wirt
schaft in Bremen hat von diesen För
dermöglichkeiten reichlich Ge
brauch gemacht. Wenngleich Mit- 
nahmeeffekte nie auszuschließen 
sind, zeigt sich jedoch deutlich ein 
positiver Einfluß auf die Investitions
tätigkeit.

Diese Instrumente werden durch 
weitere Maßnahmen ergänzt, bei
spielsweise durch den Ausbau der 
Verkehrsinfrastruktur, und fügen 
sich zu einem konsistenten wirt
schaftsstrukturpolitischen Pro
gramm zusammen. Der bisherige 
Erfolg des Programms ist vielver
sprechend, wenngleich die Struk
tur- und Arbeitsmarktprobleme Bre
mens noch lange nicht als gelöst be
frachtet werden können: eine Um
kehr in der bisher negativen Arbeits
platzentwicklung ist eingetreten, die 
Arbeitsplatzstruktur hat sich verbes
sert und die Innovationsfähigkeit 
der bremischen Wirtschaft nimmt 
beständig zu.

Unter Zugrundelegung dieser Er
fahrungen sehe ich die konzeptio
nellen Überlegungen bestätigt, daß 
sowohl eine prinzipiell defensiv aus
gerichtete Strukturpolitik als auch 
eine offensive Regionalpolitik -  im 
richtigen Verhältnis eingesetzt -  in 
gefährdeten Regionen eine ökono
mische Wende einleiten können.
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